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Presseerklärung des Sicherheitsrats zu Südsudan 
 
 

 NEW YORK, 13. Juli 2020 – Die Mitglieder des Sicherheitsrats begrüßten die ermu-
tigenden Entwicklungen im Friedensprozess in Südsudan, insbesondere die Einigung zwi-
schen den Parteien des Neubelebten Abkommens über die Aufteilung der Bundesstaaten und 
die Ernennung der Gouverneure. Die Mitglieder des Sicherheitsrats legten der Neubelebten 
Übergangsregierung der nationalen Einheit nahe, für die verbleibenden Bundesstaaten Gou-
verneure zu ernennen und in den Bundesstaaten und Bezirken umgehend Verwaltungen ein-
zurichten. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats äußerten sich besorgt über die Verzögerungen bei 
der Umsetzung des Neubelebten Abkommens und forderten die Parteien nachdrücklich auf, 
zügig Sicherheitsbestimmungen abzuschließen, die Institutionen der Übergangsregierung 
einzurichten, insbesondere eine nationale gesetzgebende Versammlung, und anschließend 
konzertierte Fortschritte bei den Übergangsreformen herbeizuführen. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats würdigten die Anstrengungen der Neubelebten 
Übergangsregierung der nationalen Einheit zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie. Sie 
ermutigten die Neubelebte Übergangsregierung der nationalen Einheit, die diesbezügliche 
Zusammenarbeit mit den humanitären Hilfsorganisationen, den Einrichtungen der Vereinten 
Nationen und der Mission der Vereinten Nationen in Südsudan (UNMISS) weiter zu ver-
stärken. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats bekundeten ihre tiefe Besorgnis darüber, dass die 
Gewalt zwischen den bewaffneten Gruppen in Südsudan in den letzten Monaten zugenom-
men hat, unter anderem in Jonglei, wo Hunderte von Menschen getötet und Tausende ver-
trieben wurden. Sie nahmen zur Kenntnis, dass ein Ausschuss angekündigt wurde, der sich 
mit der Gewalt zwischen den Volksgruppen in Jonglei befassen soll, und unterstrichen, dass 
die Neubelebte Übergangsregierung der nationalen Einheit dringend rasch handeln muss, 
um der Gewalt Einhalt zu gebieten und die Straflosigkeit für Menschenrechtsverletzungen 
und -übergriffe, insbesondere sexuelle und geschlechtsspezifische Gewalt, sowie für Ver-
stöße gegen das humanitäre Völkerrecht in Südsudan zu beenden. Sie forderten die Neube-
lebte Übergangsregierung der nationalen Einheit auf, die Anstrengungen der UNMISS zu 
unterstützen, den Dialog zwischen den Volksgruppen zu fördern und die lokale Bevölkerung 
verstärkt einzubinden. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats forderten die Neubelebte Übergangsregierung der 
nationalen Einheit sowie die bewaffneten Gruppen, die das Neubelebte Abkommen nicht 
unterzeichnet haben, auf, dringend Maßnahmen zu ergreifen, um Gewalt zu verhindern, Zi-
vilpersonen und zivile Objekte sowie medizinische Einrichtungen und medizinisches Perso-
nal zu schützen und den raschen, sicheren und ungehinderten Zugang für humanitäre Hilfe 
zu ermöglichen. Der Sicherheitsrat forderte die Neubelebte Übergangsregierung der natio-
nalen Einheit und die Nichtunterzeichner des Neubelebten Abkommens nachdrücklich auf, 
den Dialog wieder aufzunehmen und das Abkommen über die Einstellung der Feindselig-
keiten gemäß ihren Verpflichtungen aus der Erklärung von Rom vollständig durchzuführen. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats bekundeten ihre Besorgnis angesichts der verhee-
renden humanitären Lage in Südsudan, die durch die COVID-19-Pandemie und die erneute 
Gewalt zwischen den Volksgruppen noch verschlimmert wird, und bekräftigten, dass die 
Parteien im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen des Völkerrechts die Bereitstel-
lung humanitärer Hilfe erleichtern müssen. Sie beklagten, dass in den Bundesstaaten Jonglei 
und Lakes vor Kurzem humanitäre Helfer getötet wurden. 
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 Die Mitglieder des Sicherheitsrats würdigten, dass die Zwischenstaatliche Behörde für 
Entwicklung eine führende Rolle bei der Förderung des Friedensprozesses für Südsudan 
übernommen hat. Sie unterstrichen, dass sich die Region und die internationale Gemein-
schaft weiterhin aktiv für Südsudan einsetzen müssen. Die Mitglieder des Sicherheitsrats 
würdigten ferner, dass der Interimsvorsitz der Rekonstituierten gemeinsamen Überwa-
chungs- und Evaluierungskommission eine führende Rolle übernommen hat, und forderten 
die Zwischenstaatliche Behörde für Entwicklung auf, eine Person zu ernennen, die den stän-
digen Vorsitz der Kommission übernimmt, um die Durchführung des Neubelebten Abkom-
mens zu unterstützen. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats betonten, dass die Neubelebte Übergangsregierung 
der nationalen Einheit einheitlich regieren muss und Inklusivität in ihren Reihen sowie ins-
besondere einen Frauenanteil von 35 Prozent in der Exekutive sicherstellen soll, im Einklang 
mit dem Neubelebten Abkommen, und dass sie die konstruktive Mitwirkung von Frauen, 
Jugendlichen, Glaubensgemeinschaften und der Zivilgesellschaft an der Durchführung des 
Neubelebten Abkommens gewährleisten soll. Die Mitglieder des Sicherheitsrats unterstri-
chen, dass Journalistinnen und Journalisten geschützt werden müssen. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats forderten die Neubelebte Übergangsregierung der 
nationalen Einheit auf, die Einrichtung aller Übergangsinstitutionen im Einklang mit dem 
Neubelebten Abkommen abzuschließen, die notwendig sind, um Vertrauen aufzubauen und 
die auf dem Weg zu einem dauerhaften Frieden ergriffenen Maßnahmen zu konsolidieren. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats erinnerten an die Verpflichtungen der Regierung 
Südsudans aus dem mit der UNMISS unterzeichneten Abkommen über die Rechtsstellung 
der Truppen und forderten die Regierung auf, der UNMISS Bewegungsfreiheit zu gewähren, 
damit sie ihr Mandat zum Schutz der Zivilbevölkerung, zur Überwachung und Untersuchung 
von Menschenrechtsverletzungen und -übergriffen, zur Unterstützung der Bereitstellung hu-
manitärer Hilfe und zur Unterstützung der Durchführung des Abkommens erfüllen kann. 
Die Mitglieder des Sicherheitsrats betonten, dass die Neubelebte Übergangsregierung der 
nationalen Einheit die rasche Freigabe von Flügen für die medizinische Evakuierung von 
Personal der Vereinten Nationen und humanitärem Personal ermöglichen muss. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats betonten, dass für Handlungen, die den Frieden, die 
Sicherheit oder die Stabilität Südsudans bedrohen, Sanktionen nach den Resolutionen 2206 
(2015), 2290 (2016), 2353 (2017), 2428 (2018), 2471 (2019) und 2521 (2020) verhängt wer-
den können. Sie erinnerten an den Beschluss des Sicherheitsrats, die Sanktionsmaßnahmen 
vor dem Hintergrund der bei der Durchführung aller Bestimmungen des Neubelebten Ab-
kommens erzielten Fortschritte zu überprüfen. 

 Die Mitglieder des Sicherheitsrats erklärten erneut ihre Unterstützung für das Volk 
Südsudans und bekräftigten ihr nachdrückliches Bekenntnis zur Souveränität, Unabhängig-
keit, territorialen Unversehrtheit und nationalen Einheit der Republik Südsudan.  

 

https://undocs.org/ot/S/RES/2206(2015)
https://undocs.org/ot/S/RES/2206(2015)
https://undocs.org/ot/S/RES/2290(2016)
https://undocs.org/ot/S/RES/2353(2017)
https://undocs.org/ot/S/RES/2428(2018)
https://undocs.org/ot/S/RES/2471(2019)
https://undocs.org/ot/S/RES/2521(2020)

	Presseerklärung des Sicherheitsrats zu Südsudan

